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Für ein friedliches und solidarisches 
Miteinander im Neuen Jahr 


Das Jahr 2016 endete mit einem schreckli¬ 
chen Ereignis. Menschen starben an einem 
Ort, an dem sie mit Freunden oder ihrer 
Familie Entspannung finden und sich auf 
das Weihnachtsfest einstimmen wollten. 
Wir trauern um die Toten und fühlen mit 
ihren Angehörigen, so wie wir um alle 
Opfer von Krieg und Terror weltweit trau¬ 
ern. Ihre Zahl in Afrika, Asien und auch in 
Europa ist nicht mehr zu erfassen. Die Nach¬ 
richten machen wütend und fassungslos 
zugleich. Fassungslos, weil die Wut nur 
schwer eine Adresse findet. Verbrecheri¬ 
sche Ideologien, Ausbeutung und Ausplün¬ 
derung, wahnwitzige Rüstungsexporte, un¬ 
gerechte Weltwirtschaftsordnung, imperi¬ 
alistische Kriegspolitik-die Aufzählung lie¬ 
ße sich fortsetzen. Für den Ausdruck un¬ 
serer Gefühle bleibt sie abstrakt, für die 
politische Auseinandersetzung erscheint sie 
geradezu übermächtig. 

Da haben es Demagogen in den Medien 
und aus der Politik einfacher. Vorhersehbar 
lassen sich alle Stichworte, wie mit einem 
Knopfdruck, abrufen. Die Asylgesetzgebung 
muss weiter verschärft werden, es muss 
schneller abgeschoben werden, der Zugang 
von Flüchtlingen muss weiter erschwert 
werden und natürlich brauchen die 
Sicherheitsorgane mehr Kompetenzen und 
Mittel, verbunden mit einer weiteren Ein¬ 
schränkung der Grundrechte. Das äußern 
Journalistinnen, Journalisten, Politiker und 
Politikerinnen nicht aus Dummheit, sondern 
im vollen Bewusstsein, dass keine der vor¬ 
geschlagenen Maßnahmen auch nur einen 
Anschlag verhindern würden. 

Lasst uns trotzdem nicht resignieren. Den 
Kampf für eine friedlichere und solidari¬ 
schere Welt kann niemand delegieren und 
er muss hier und jetzt geführt werden. Er 
beginnt mit jeder Hilfeleistung für Men¬ 
schen, die schutzsuchend zu uns gekom¬ 
men sind und er endet nicht mit unserem 
aktiven Engagement im antifaschistischen 
Kampfund in der Friedensbewegung. 
Wenn diese Ausgabe im Druck erschienen 
sein wird, werden wir die Entscheidung des 


Bundesverfassungsgerichts bezüglich des 
NPD-Verbots kennen. Wir gehen weiter 
davon aus, dass unsere jahrelange Forde¬ 
rung nach einem vollständigen Verbot end¬ 
lich erfüllt wird. Sollte dieses Verbot wieder 
scheitern, werden wir den Kampf für ein 
Verbot unverzüglich wieder aufnehmen. 
Völlig inakzeptabel wäre ein partielles Ver¬ 
bot beschränkt auf einige Bundesländer. 
Eine solche Entscheidung böte weiterhin 
zu viele Rückzugsräume und legale Betäti¬ 
gungsfelder für Neofaschisten in der 
Bundesrepublik. 

Unabhängig vom Ausgang des Verbots¬ 
verfahrens wird die NPD bei den 2017 be¬ 
vorstehenden Wahlen bei uns in Schleswig- 
Holstein und zum Bundestag keine beach¬ 
tenswerte Rolle spielen. Wir wissen aber 
alle, dass mit der AfD eine völkisch-natio¬ 
nalistische und offen rassistische Partei, die 
enge Kontakte zur Neonaziszene unterhält, 
mit hoher Wahrscheinlichkeit Mandate im 
Landtag und im Bundestag erringen wird. 
Wir sollten darum 
kämpfen, sie doch 
noch unter die ma¬ 
gischen 5% zu drü¬ 
cken oder die An¬ 
zahl ihrer Manda¬ 
te so gering wie 
möglich zu halten. 

Damit ist aber nur 
ein Teil der Aufga¬ 
be beschrieben. 

Wir führen die Aus¬ 
einandersetzung 
mit Rassismus und 
Neofaschismus im 
Alltag und überall 
wo uns diese 
menschenfeindli¬ 
chen Ideologien 
entgegentreten. 

Der Erfolg hängt 
davon ab, wie wir 
uns dabei in Bünd¬ 
nissen verankern 
und mit anderen 


Organisationen und der Zivilgesellschaft 
vernetzen. 

Auch im neuen Jahr erwarten uns große 
Herausforderungen. Auf dem Bundes¬ 
kongress werden wir am 1. und 2. April 
Gelegenheit haben, über deren Bewältigung 
zu beraten. Wir begehen am Vorabend des 
Bundeskongresses den 70. Jahrestag der 
Gründung der WN. Wir sollten diesen An¬ 
lass mit Stolz und Dankbarkeit begehen. 
Stolz auf das, was trotz aller Widerstände 
und langer Verfolgung hinweg erreicht 
werden konnte. Dankbarkeit gegenüber 
den Gründerinnen und Gründern unserer 
Vereinigung, die aus der Haft befreit und 
aus der Emigration kommend, uns das 
Vermächtnis des Schwurs von Buchenwald 
hinterlassen haben. 

Für das Jahr 2017 wünschen wir allen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten, allen 
Mitstreiterinnen und Mitstreitern Kraft und 
Gesundheit, Mut und Widerständigkeit, 
aber auch viel Freude und Erfolg. 
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Kommentar 


Das neue Jahr fängt nicht gut an - aber wie endet es ? 


Wie sollen wir uns nach den ersten 
Nachrichten des neuen Jahres verhal¬ 
ten - die Bettdecke über den Kopf zie¬ 
hen und so tun, als sei alles nicht 
wahr, was wir hören und sehen, weil 
wir frei nach Christian Morgensterns 
Palmström feststellen: „Und so 
schließt er messerscharf, dass nicht 
sein kann, was nicht sein darf." 
Schon in der Neujahrsnacht fing es 
an. Da demonstrierte die Kölner Poli¬ 
zei - von AfD und deren politischer 
Verwandtschaft aufgehetzt - dass sie 
nicht davor zurückschreckt, offen 
Verfassungsbruch zu begehen, indem 
sie wie unter einem eines Apartheid¬ 
regime Menschen nach ihrer Hautfar¬ 
be selektiert. Wer fremdländisch aus¬ 
sieht, darf an der Silvesterfeier nicht 
teilnehmen. Wer mit weißer Hautfar¬ 
be zur Welt gekommen ist, ist über 
den Verdacht erhaben, Sexist oder 
Vergewaltiger zu sein. Wer aber ei¬ 
nen nordafrikanischen Familien¬ 
hintergrund hat, also nach der Kölner 
Polizei ein „Nafri" ist, steht unter An¬ 
fangsverdacht. Wobei wir schon beim 
zweiten unglaublichen Skandal sind: 
Da setzt die Kölner Polizei einen Be¬ 
griff in die Welt, der in der Partei¬ 
zentrale von AfD oder NPD oder am 
Stammtisch von offenen Rassisten 
erfunden sein könnte. Ein Narr, wer 
Böses dabei denkt. Gemach: Kölns 
Polizeipräsident hat doch schon 
angesichts der Empö¬ 
rung der „Anständigen" 
die Verwendung dieses 
„Arbeitsbegriffs" bedau¬ 
ert. Alles halb so 
schlimm ? 

Unglaublich erscheint 
auch die Nachricht, der 
Zweite Senat des Bun¬ 
desverfassungsgericht 
werde dem Antrag des 
Bundesrats nicht folgen, 
die NPD zu verbieten. 

Bei Drucklegung unserer 
„ar" war das Urteil noch 
nicht verkündet. Noch 
weigern wir uns, einen 
solchen Ausgang des 
Verbotsverfahrens für 
möglich zu halten - 


schon gar nicht mit der Begründung, die 
NPD sei unbedeutend geworden, von ihr 
ginge aktuell keine Gefahr aus. 370 Be¬ 
weise für die Wesensverwandtschaft der 
NPD mit der NSDAP hatten die Bundes¬ 
länder zur Antragsbegründung einge¬ 
reicht. Und alle Antifaschisten könnten 
sicher noch weitere Beispiele nennen. 
Wir sind doch alle Zeugen, wie die NPD 
nicht nur die Verbrechen des NS- Re¬ 
gimes geleugnet oder relativiert, sondern 
Rassismus landauf, landab wieder salon¬ 
fähig gemacht hat. Noch gibt es den Ar¬ 
tikel 139 des Grundgesetzes, der aus¬ 
drücklich die zur „Befreiung des deut¬ 
schen Volkes vom Nationalsozialismus 
erlassenen Rechtsvorschriften dieses 
Grundgesetzes" unberührt lässt. Das ist 
bis heute international gültiger Rechts¬ 
grundsatz. Darauf haben sich in der Ver¬ 
gangenheit viele Verwaltungsgerichte in 
Deutschland bezogen. Leider trifft zu, was 
einmal der Arbeitskreis kritischer Juris¬ 
ten in Berlin feststellte: „"Wo kein Wille 
ist, ist auch kein Weg." Und am Willen, 
diesen Artikel unserer Verfassung zu 
beachten, fehlte es offensichtlich. 

Auf die Rechtsunverbindlichkeit des 
Grundgesetzes berufen sich auch maß¬ 
gebliche Kreise der AfD, die analog der 
so genannten Reichsbürger überhaupt 
die Gültigkeit unseres Grundgesetzes 
bestreiten, da es uns von den Besat¬ 
zungsmächten „übergestülpt" worden 
sei. Für Reichsbürger und führende Poli¬ 


tiker der AfD existiert Deutschland immer 
noch in den Grenzen von 1937. Auf die 
Menschenwürde kann dann ebenso „ge¬ 
pfiffen" werden. Vor der Wiederherstellung 
eines solchen Deutschlands mögen die 
„europäischen Partnerländer" gewarnt 
sein. Ob sich das Bundesverfassungsge¬ 
richt einer entsprechenden internationalen 
Reaktion aussetzen möchte, kann man sich 
tatsächlich kaum vorstellen. Ist die Wei¬ 
gerung, die NPD zu verbieten, der Schluss¬ 
strich unter die Nachkriegsdemokratie, be¬ 
finden wir uns im Zeitalter der Post¬ 
demokratie? 

Uns die Decke über den Kopf ziehen, wäre 
keine Alternative. Wachrütteln müssen wir 
alle, die sich keine Wiederholung der Ge¬ 
schichte wünschen. Die Bekämpfung von 
AfD, Pegida und anderen rassistischen 
Parteien und Gruppierungen muss unser 
erstes Anliegen sein. Vor 1933 konnte sich 
niemand vorstellen, was Faschismus be¬ 
deutet, heute aber könne niemand mehr 
sagen, er habe es nicht gewusst. Das 
schrieb uns der legendäre Antifaschist 
Peter Gingold ins Stammbuch. 

Wir starten in ein Super-Wahljahr. Der 
Losung „Keine Stimme den Rechten" ist 
zuzustimmen. Sie massenhaft zu verbrei¬ 
ten und in Taten umzusetzen, ist politische 
Aufgabe aller Antifaschistinnen und Antik¬ 
faschisten. Wir würden gern schon Silber¬ 
streifen am politischen Horizont entdecken. 
Aber bis dahin ist der Weg noch lang. 
Günther Wilke 




25.Januar 


Holocaust - Gedenken in Wedel 


Die traditionelle Veranstaltung des Arbeitskreises der Stadt Wedel gegen Ausländerfeind¬ 
lichkeit und Rassismus und der WN-Bund der Antifaschisten stellt in diesem Jahr 
am Mittwoch, dem 25. Januar, um 19.30 Uhr, in der Stadtbücherei, Rosengarten 6 
Frauen und Mädchen in den Mittelpunkt. Es waren im Oktober 1944 
500 jüdische Frauen und Mädchen, die ins KZ- Außenlager Wedel gebracht wurden. 

Die Erinnerung daran nehmen Ulrike Jensen und Karin Heddinga, Historikerinnen 
und Pädagoginnen an der KZ- Gedenkstätte Neuengamme zum Anlass, 
den Leidensweg von Frauen nachzuzeichnen, ihre spezifischen Probleme zu schildern 
und ihre Stärke zu würdigen. 

Vortrag und Lesung werden musikalisch umrahmt durch „Stella' s Morgenstern" 
mit New & Old Jewish Folk. 

Eintritt 4 €, ermäßigt 1.50 € 
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Reisegruppe aus Schleswig-Holstein 
auf Gedenkstättenfahrt 


Das Kulturzentrum der Sinti und Roma in 


Heidelberg ist zweifellos eine der schönsten 
Städte Deutschlands. Unterhalb der prächti¬ 
gen Schlossruine befindet sich die malerische 
Altstadt, die zu jeder Jahreszeit Anziehungs¬ 
punkt für Hunderttausende von Touristen ist. 
Aber nicht in erster Linie touristischen Zwe¬ 
cken folgte die aus 37 Personen bestehende 
Reisegruppe aus Schleswig-Holstein unter 
Leitung des Landesvorsitzenden der deut¬ 
schen Sinti und Roma Schleswig-Holsteins, 
Matthäus Weiß, die im November vorigen 
Jahres die alte Universitätsstadt besuchte. Die 
dreitägige Fahrt galt vor allem der Besichti¬ 
gung des Dokumentations- und Kulturzent¬ 
rums . Dort befindet sich die größte Dauer¬ 
ausstellung zum Völkermord der Nazis ge¬ 
gen die ethnische Minderheit in der Zeit zwi¬ 
schen 1933 und 1945 befindet. Gäste des 
Landesverbandes der deutschen Sinti und 
Roma waren auch Marianne Wilke, Ehren¬ 
vorsitzende der WN-BdA- Schleswig- Holst¬ 
ein und ihr Ehemann, der Journalist Günther 


Wilke, die uns nachfolgend ihre Eindrücke 
schildern. 

Günher Wilke: „Das Erste, was uns auffiel, 
als unser Reisebus am Neckarufer parkte, 
war ein Hinweisschild zum Kulturzentrum 
der Sinti und Roma. Ich musste sofort an 
unsere Stadt Wedel denken, in der wir Jahr¬ 
zehnte warten mussten, ehe sich die Stadt 
endlich bequemte, auf einem Wegweiser 
am Rathausplatz darauf hinzuweisen, dass 
es an der Rissener Straße einen Gedenk¬ 
stein für die Opfer des KZ- Außenlagers Neu- 
engamme gibt. 

Marianne Wilke: Aber auch in Heidelberg 
musste erst Platz für Hinnweisschilder ge¬ 
schaffen werden. Das erführen wir an Ort 
und Stelle durch Romani Rose, dem in 
Heidelberg geborenen Vorsitzenden des 
Zentralrats der deutschen Sinti und Roma, 
der uns im Dokumentations- und Kulturzen¬ 
trum Brenneckenstraße offiziell begrüßte. Er 
hatte zusammen mit elf anderen Sinti und 


Heidelberg 

Roma 1982 mit einem international beach¬ 
teten einwöchigen Hungerstreik in Dachau 
den letzten Anstoß zur Schaffung einer Ge¬ 
denkstätte gegeben. Sie wurde 1991 ein¬ 
geweiht. Heute wird das Dokumentations¬ 
und Kulturzentrum von der Bundesregierung 
wahrgenommen, und Bundeskanzlerin 
Angela Merkel gratulierte Romani Rose im 
vorigen Jahr sogar ganz persönlich zu sei¬ 
nem 70. Geburtstag. „Nichts wurde uns ge¬ 
schenkt. Alles mussten wir uns erkämpfen", 
sagte der Zentralratsvorsitzende.. Als leben¬ 
digen Beweis für seine Feststellung führte 
er Matthäus Weiß Weiß an, dessen Enga¬ 
gement es wesentlich zu verdanken sei, dass 
in der Landesverfassung Schleswig- Holst¬ 
ein die Sinti und Roma als gleichberechtigte 
nationale Minderheit anerkannt wurden. Wie 
steinig dieser Weg gewesen ist, verdeut¬ 
lichte uns Romani Rose, als er von einem 
skandalösen Urteil des Bundesgerichtshofs 
aus dem Jahr 1956 berichtete, in dem den 
„Zigeunern" unterstellt wird, sie neigten tra¬ 
ditionell zur Kriminalität. Erst 1982 sei die¬ 
ses Urteil auf nationalen und internationa¬ 
len Druck aufgehoben worden. Diesem brau¬ 
nen Ungeist, dem in Hitlerdeutschland 
500.000 seiner Brüder und Schwestern zum 
Opfer fielen, entspringe letztlich auch die 
aktuelle Verfolgung und Diskriminierung der 
Sinti und Roma in Rumänien, Bulgarien, 
Tschechien und Ungarn. Dort werden Sinti 
und Roma auf offener Straße grundlos ge¬ 
schlagen und diffamiert, die Familien erlei¬ 
den bittere Armut, und viele Kinder lebten 
auf der Straße, schilderte Romani Rose die 
Situation in den Balkanländern. Das hinde¬ 
re deutsche Behörden aber nicht daran, Sinti 
und Roma in in solche „sicheren Herkunfts¬ 
länder" abzuschieben. 

Romani Rose, Anna und Matthäus Weiß 
gehören selbst zu den Betroffenen. Aus 
Romani Roses Familie fielen 13 Frauen und 
Männer dem Nazi- Terror zum Opfer, auch 
Anna und Matthäus Weiß aus Kiel beklagen 
den Verlust von Familienangehörigen. 

Fazit der Reise aus Sicht von Marianne und 
Günther Wilke: Was im Heidelberger Doku- 
mentations- und Kulturzentrum geleistet 
wird, ist ein wichtiger Beitrag, die Erinne¬ 
rung an die Schreckensherrschaft der Na¬ 
zis wach zu halten. Damit wird zugleich al¬ 
len Antifaschisten im Kampf gegen den auf¬ 
flammenden Rassismus geholfen. 
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23. Friedensratschlag in Kassel 
Für Frieden, Abrüstung und soziale Gerechtigkeit 

Rassismus und Nationalismus entgegentreten - Deutsche Kriegs und 
Aufrüstungspolitik stoppen - für Verhandlungslösungen 


Wieder kamen vierhundert Friedens¬ 
freundinnen und - freunde aus ca. 150 
Orten in der BRD zu dem 23. Friedens¬ 
ratschlag nach Kassel. Wieder war die 
Vielfalt der Themen, die in 28 AG 's 
mit hervorragenden Referentlnnen 
behandelt wurden, beeindruckend. 
Der Ratschlag ist der einzige in der 
BRD, der diese Vielfalt bietet und sich 
zu einem der wichtigsten Treffen der 
Friedensbewegung entwickelt hat. 
Austausch, sich kennen lernen, Ver¬ 
einbarungen über das weitere Vorge¬ 
hen treffen, Bündnispartner entdecken 
und Zusammenarbeit besprechen sind 
wichtige Voraussetzungen für eine 
Friedensbewegung. DieWN-BdA ist 
in die Vorbereitungen des Ratschlags 
einbezogen durch ihre Vertreterin im 
Bundesausschuss. 

Die wiederholt große Beteiligung an 
dem Ratschlag, die Demonstrationen 
in Berlin, in Ramstein, in Kalkar und 
Essen, in Kiel, in Lübeck, die immer 
größer werdende Anzahl von Oster¬ 
märschen, wachsende Anzahl von 
Kundgebungen vor militärischen Ein¬ 
richtungen auch in SH in Jagel und 
Befehlszentren zeigen, dass die Frie¬ 
densbewegung bundesweit immer 
aktiver wird. Die Stimmung in Kassel 
war aktionsorientiert. 

Gegen eine Bundesregierung 
als kriegsführende Partei 


Der Krieg gegen Syrien, die Gefahr einer 
militärischen Konfrontation mit Russland, 
die Aufrüstung der Bundeswehr, der 
Militäreinsatz in Afghanistan und die Aus¬ 
weitung der Auslands - Einsätze der Bun¬ 
deswehr und vieles andere mehr sind 
Gründe genug, dass sich die Friedens¬ 
bewegung und die mit ihr verbundenen 
Organisationen und Parteien wieder stär¬ 
ker engagieren. Überall mischt deutsche 
Politik mit als kriegsbeteiligte Nation oder 
als treibende Kraft militärisches Droh¬ 
potential aufzubauen wie z.B. gegen 
Russland. 

In vielen sozialen Bewegungen sind 
Friedensaktivisten dabei die Friedensfrage 
einzubringen, denn ohne Frieden ist 
bekanntlich alles nichts. 

Wer sind die Kriegstreiber? 

Eine Fragestellung als Plenungsvortrag 
von Dr. E. Crome zeigte, dass die USA 
seit 1945 die größten Kriegstreiber sind. 
Der geopolitische Führungsanspruch führt 
zu einer interventionistischen Global¬ 
politik. Das muss nicht immer militärisch 
sein. Durch den Dollar haben die USA die 
Möglichkeit durch Boykottmaßnahmen 
Volkswirtschaften gefügig zu machen. 
Jetzt sieht sich die USA als Speerspitze 
gegen Russland, das aufgrund seiner 
Größe und Unabhängigkeit von Rohstoff¬ 
importen ein Rivale für die USA in Europa 
werden könnte. 

Alle deutschen Regierungen haben die 


USA in ihrer aggressiven Außenpolitik un¬ 
terstützt mit Geld, mit Waffen und Beteili¬ 
gung an Boykottmaßnahmen. 

Wird sich unter einem 
Präsidenten Trump etwas ändern? 

Dieses Thema zog sich wie ein roter Faden 
durch die Seminare. Eine Regierung Clinton 
wäre als „weiter so" eingeschätzt worden. 
Eine Regierung der US Republikaner unter 
einem Präsidenten Trump wirft viele Fra¬ 
gen auf. Die Begleitmusik während der US- 
Wahlen durch deutsche Medien und die 
bisher ernannten Minister lassen den 
Schluss zu, dass sich die Außenpolitik nur 
in Nuancen ändern könnte. Nach wie vor 
will die USA die stärkste Militärmacht blei¬ 
ben und den globalen Einfluss behalten. Die 
Frage ist, ob das anders geschehen wird 
als unter Obama. Interessant der Hinweis 
von Crome, dass die meisten US-Kriege von 
US Demokraten-Regierungen begonnen 
wurden, wie z.B. der Vietnamkrieg, der 
Jugoslawienkrieg. Könnte es sein, dass 
Trump andere Wege geht? 

Militärische Drohungen 
gegen Russland beenden 

Wir fordern ein Ende dieser Konfrontations¬ 
politik, die zu mehr Aufrüstung und zu ei¬ 
nem Krieg führen könnte, der für Europa 
und die Welt verheerende Auswirkungen 
haben würde. 

Der G-20 Gipfel in Hamburg - Friedens¬ 
bewegung macht mobil 

Am 7. und 8. Juli versammeln sich 19 Staats¬ 
und Regierungschefs sowie die EU- Spitze 
in Hamburg. Sie repräsentieren 63,5% der 
Menschheit und verantworten unter ande¬ 
rem 80% der weltweiten Militärausgaben 
und verfügen über 99% der Atomwaffen. 
Der Friedensratschlag Kassel wird zu De¬ 
monstrationen gegen dieses Spektakel auf- 
rufen. 

Entspannungspolitik 

Wir brauchen in Europa eine Ent¬ 
spannungspolitik ohne Raketenabwehr¬ 
systeme und ohne massive Stationierung 
von NATO Militär an Russlands Grenze. 
Wie for- Fortsetzung S. 5 










antifa-rundbrief ▼ 


Seite 5 


Einladung zur Antifaschistischen Nordkonferenz 
in Heideruh 10. bis 12.März 2017 


In der „Antifaschistischen Bildungs- und Begegnungsstätte Heideruh", 21244 Buchholz/Nordheide,Ortsteil Seppensen, 
Ahornweg 45. Tel. 04181-8726; E-mail info@heideruh.de. Bahnstation Buchholz. Abholung v. Bahnhof möglich. 
Veranstalter: Rosa Luxemburg Stiftung Niedersachsen e.V. - Heideruh e.V. - Antifaschistische Erholungs- und Begegnungsstätte 
- Neofaschismuskommission Küste der WN-BdA 

Anmeldung bis 26. Februar 2017 nur bei Lore Meimberg Email LoBeMeimberq@t-online.de oder telefonisch 04543 7107 
Bitte bei der Anmeldung besondere Essens- und Unterbringungswünsche erwähnen. 

Teilnehmerkreis: Mitglieder der WN-BdA und Gäste 

Freitag 10.03.2017 -18 Uhr Anreise und Abendbrot. 


Samstag 11.3.2017 

9.30 Uhr, Begrüßung, Vorstellung von Heideruh ca. 10.00 dann 
Die neue deutsche Militärpolitik - „Führung" in neue Krisen 

Hat die neue Politik Erfolg oder wird sie scheitern, erhöht sie die Sicherheit Deutschlands oder verstärkt sie die Gefahren 
Referent Dr. Horst Leps, 

Zusammenarbeitsausschuss der Friedensbewegung Schleswig Holstein - ZAA 
Mittagspause 12.00 -13.00 Uhr 

Strategien der AfD im Hinblick auf die Bundestagswahl 2017 
Referent Dr. Gerd Wiegel, 

Referent für Rechtsextremismus und Antifaschismus, Mitarbeiter Fraktion Die Linke im Bundestag 
Kaffeepause 15.30 -16.00 Uhr 

Umgruppierungen/Strategien neofaschistischer Parteien und Gruppierungen angesichts des Aufstiegs der AfD 
Referent Andre'Aden, Recherche Nord 
Abends Kulturprogramm ca. 1 Std. 



Sonntag 12.03.2017 - 9.00 bis 12.00 Uhr - Vorbereitete Berichte über Projekte: 

Aufstehen gegen Rassismus - regionale Emntwicklungen - Ausstellung der WN-BdA zur Afd 
Der G 20 Gipfel Bericht und Positionierung der WN-BdA im Nor¬ 
den - Erfahrungen mit AfD und Nazis in den Regionen - 
Verabredungen. 


Stornierung der Anmeldung kostenfrei: 

bis spätestens Montag, den 6. März 2016,11.00 Uhr 

Bei nicht rechtzeitiger Stornierung müsst Ihr für das Essen auf- 

kommen, damit Heideruh nicht auf den Kosten für Lebensmittel 

sitzen bleibt, d.h. pro Mahlzeit siehe Kostenaufstellung unten. Ausnahme 

Vollpensionsgäste von Freitag bis Sonntag € 42,20. 

Preise: Freitag bis Sonntag Mittagessen: € 93; Samstag (ohne 
Frühstück) - bis Sonntag Mittagessen € 63,-; Samstag mit Früh¬ 
stück (9.00 Uhr) bis Sonntag € 68,-; 

Tagesgäste: Frühstücke 6,—; Mittagessen € 8,—; Kaffee nach¬ 
mittags € 6,—; Abendbrote 8,— 

Mit antifaschistischen Friedensgrüße: 

Michael Quelle, Anja Stock, Bernd Meimberg, Axel Holz 


Merkelmussweg 
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Fortsetzung v. S. 4 

dem anstelle der NATO, ein Europäisches 
Sicherheitssystem und keine Stärkung 
der europäischen Rüstungsindustrie, wie 
es die deutsche Regierung und Junckers 
fordern. 

Anne Rieger beendete den erfolgreichen 
Ratschlag mit einem Wort von Fidel Castro 
Ruz 

„Die Gleichheit aller Bürger bei ihrem An¬ 
spruch auf Gesundheit, Bildung Arbeit, Er¬ 
nährung, Sicherheit, Kultur, Wissenschaft 
und Wohlergehen, d.h.die gleichen Rech¬ 


te, die wir proklamierten, als wir mit unse¬ 
rem Kampf begannen, zusätzlich zu denen, 
die aus unseren Träumen entstehen, wie 
Gerechtigkeit und Gleichheit für alle Bewoh¬ 
ner unserer Welt, das ist das, was ich al¬ 
len wünsche." 

Die Friedenspolitischen Forderungen und 
weitere Einzelheiten unter der Internetseite 
des „Bundesausschuss Friedensratschlag" 
Das Buch überden Ratschlag 2015"Wege 
aus der Kriegslogik - Für eine neue 
Friedenspolitik" kann über uns bestellt wer¬ 
den. Bernd Meimberg 


Fotos 

Ulf Stephan 1 
B.Meimberg 1 
G. Wilke 3 
J. Wilke 1 
Stellas Morgenstern 1 
KZ-Geaenkstätte 
Neuengamme 1 

Karikaturen 
H. Bengen 3 
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„Rassenfrage" statt Klassenfrage 

Acht Thesen zur völkischen Ideologie und zu Ansätzen linker Gegenstrategien 


I. Die AfD betreibt eine Politik der 
Enttabuisierung rechter Beg rifflichkeiten 
(„Altparteien", „Lügenpresse" usw.). 
Rechtes Gedankengut, das latent in der 
Bevölkerung seit 1945 immer präsent 
war, wird „hoffähig", der Diskurs des 
Sagbaren verschiebt sich. Feindbild ist 
die „political correctness". Es gehört in 
rechten Kreisen wieder zum „guten 
Ton", gegen „Schwule", „Ausländer", 
„Muslime", „Gutmenschen" u.a. zu het¬ 
zen. So steht in ihrem Programm zur 
Landtagswahl in Schleswig-Holstein: 
„Ein Meinungskartell aus etablierten 
Parteien, Medien, Kirchen und Gewerk¬ 
schaften verhindert offene und bele¬ 
bende Debatten." (zukünftig: LTW17) 

II. Kern ihrer Politik ist eine „Politik der 
Angst". So formulieren sie: „Die un¬ 
weigerlichen Folgen sind ein Zusam¬ 
menbruch der Sozialsysteme, soziale 
Unruhen und schon jetzt schwerste 
Gefährdungen der inneren Sicherheit." 
(LTW 17) Aufgabe linker und antifa¬ 
schistischer Politik ist es, dieser Angst 
eine Politik der Hoffnung, der Alterna¬ 
tiven entgegenzusetzen. Wir stehen 
gegen das „Weiter so" der gegenwär¬ 
tigen Politik, aber noch viel mehr ge¬ 
gen die vermeintlichen Lösungen der 
Rechten, die im Kern nur aus Menschen¬ 
hass in unterschiedlichen Schattierun¬ 
gen bestehen. 

III. Feindbild ist die offene, aufgeklärte 
Gesellschaft, der ganz offen mit Hass 
begegnet wird: „(H)interden abgedro¬ 
schenen Phrasen von Toleranz, Offen¬ 


heit und Willkommens-Kultur steckt knall¬ 
harte Multikulti-Ideologie, die zu Ende 
gedacht die kulturelle Selbstaufgabe be¬ 
deutet." (LTW 17) Dabei sollte klar sein: 
Der Hass ist momentan laut und öffent¬ 
lich vernehmbar. Diejenigen, die an einer 
solidarischen Gesellschaft festhalten, sind 
aber in der übergroßen Mehrheit. Sie 
müssen lauter werden. 

IV. Die sozialen Netzwerke wirken wie ein 
Brandbeschleuniger, weil sie selbst¬ 
referentielle Netzwerke ermöglichen, die 
sich immer auf die gleichen Quellen be¬ 
ziehen („compact", „Kopp-Verlag", 
„Anonymous", „Russia Today" usw.). Die 
AfD spielt ganz bewusst mit 
verschwörungsideologischen Diskursen 
(„Frühsexualisierung", „amerikanische 
Kolonie", „fehlende Souveränität" usw.). 
Als Linke und Antifaschisten müssen wir 
diese Entwicklung ernstnehmen. Dazu 
gehörtauch, in den sozialen Netzwerken 
verstärkt Aufklärung zu betreiben. 

V. Der Erfolg der Rechten ist eine Folge 
des neoliberalen Kapitalismus und des 
ewiggleichen „Weiter so" der politischen 
und wirtschaftlichen Eliten. Was als rea¬ 
listisch verkauft wurde (Privatisierungen 
nützen der Allgemeinheit, Lohnkürzungen 
führen zu mehr Wohlstand, Auslandsein¬ 
sätze bringen Frieden usw.), hat sich als 
gefährliche Illusion herausgestellt. 

VI. Mehr als alle anderen Parteien rekru¬ 
tiert die AfD ihre Wählerinnen aus der 
Mittelschicht (Studie „Die enthemmte Mit¬ 
te"). Der Protest dieser Wählerinnen ist 


keine Antwort auf eine reale soziale Situa¬ 
tion, sondern auf eine verzerrte Wahrneh¬ 
mung der Realität. Angeboten werden re¬ 
aktionäre, autoritäre Antworten auf eine ge¬ 
sellschaftliche Krisensituation. 

VII. Wirtschaftspolitisch ist die AfD markt¬ 
radikal. Sie will den „Mittelstand" von „Über¬ 
regulierung befreien", wendet sich gegen 
den Windkraftausbau und spricht sich für 
Laufzeitverlängerungen von AKWs aus. Ihr 
Feindbild ist ein angeblicher „öko-industri¬ 
eller Komplex". Gesundheitsleistungen wol¬ 
len sie auf einen „Grundleistungskatalog zur 
Abdeckung hoher Risiken" reduzieren. (LTW 
17) Es sei aber davor gewarnt: Auch wenn 
sie Abstand nehmen von neoliberalen Posi¬ 
tionen der Lucke-Ära, der reaktionäre Cha¬ 
rakter bliebe auch bei einem national-sozi¬ 
alen Programm ä la NSDAP erhalten. 


VIII. Die AfD ersetzt in ihrer Rhetorik die 
Klassenfrage durch die „Rassenfrage". Für 
sie steht das „nationale Kollektiv" gegen al¬ 
les, was als fremd konstruiert wird. Wenn 
Frauke Petry meint, der Begriff „völkisch" 
müsse wieder positiv aufgeladen werden, 
wird dadurch der Kern ihrer Politik deutlich. 
Ihre Ideologie ist gegen Gleichheit, Vielfalt 
und Emanzipation gerichtet. Auch wenn 
„rechtspopulistisch" allgemeinverständlicher 
ist, im inneren Kern ist die Programmatik 
der AfD völkisch-rassistisch. 


Lorenz Gösta Beutin ist Mitglied der WN- 
BdA, Historiker und Landessprecher der 
Partei DIE LINKE. Schleswig-Holstein. 



FIER STEHT: SIGMAR HAT MIT SEINER „KINPERÜELP- 
KßRZU NG-FÜR - EU - AUSLÄNDER" WIEDER KRÄFTIG 
AUS DEM R ECHTS POPU LISTISCHEN TÖPFCHEN 
PER KLEINEN FRAUKE GENASCHT... 



VERSCHÄRFTE ASYLPOLITIK, 
DOPPELTE STAATSBÜRGERSCHAFT 
DIEDER ABSCHAFFEN... 


LWS KÖNNTE DEM 
AFP-WÄHLER SONST 
NOCH GEFALLEN? 


RASSENGESETZE.' 
WIR KÖNNTEN PIE 
RASSENGESETZE 
WIE PER EINFÜHREN.' 
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Unsere Alternative heißt Solidarität 

Am 4. Februar findet die nächste 
öffentliche Stammtischkämpferinnenausbildung statt 


Die Kampagne „Aufstehen gegen Rassis¬ 
mus" startet mit viel Schwung ins neue 
Jahr. Am 4. Februar findet in Kiel die nächs¬ 
te öffentliche Stammtischkämpferinnen¬ 
ausbildung statt. 

Bereits am 10. und 11. Februar startet die 
Kampagne offiziell mit der Aktions¬ 
konferenz für Schleswig-Holstein in den 
Wahlkampf zur Landtags- und Bundestags¬ 
wahl. 

Am ersten Konferenzabend werden 
Expertinnen in einem Panel kontrovers 
ihre Analysen zu Aufstieg und aktueller 
Stärke der AfD und ihrer rechten Positio¬ 
nen mit den Teilnehmenden diskutieren: 
Sebastian Friedrich, Universität Duisburg- 
Essen 

Peter Birke, Mitarbeiter am Soziologischen 
Forschungsinstitut Göttingen 
Lothar Galow-Bergemann, Publizist 
Moderation: Maike Zimmermann, 
Journalistin. 

Der 2. Konferenztag startet mit einem wei¬ 
teren Panel zu den zentralen ideologischen 
Fragmenten der AfD. Auch hierzu werden 
Expertinnen aus Wissenschaft und Bewe¬ 
gung sprechen. 

Im Anschluss werden in zwei Workshop- 
Blöcken konkrete Lösungs- und 
Handlungsansätze erarbeitet. Hierfür sind 
sieben verschiedene Workshops geplant: 
y Materialien und Informationen: Wie 
erreichen wir ein Flächenland? 
y Wahlkampfaktionen: Strategien 
zum Umgang mit rechten Aktionen 
im Wahlkampf 

y Regionale Vernetzung: lokale Kämp¬ 
fe regional verbinden 
y Recherche zum AfD Wahlkampf: 
Konzepterarbeitung für einen 
Watchblog 

y Argumentationstraining: rechten 
Parolen inhaltlich fundiert wider¬ 
sprechen 

y Aufstehen gegen Rassismus im Be¬ 
trieb 

y Counter-Hate-Speech: rechter Het¬ 
ze im Netz begegnen 
Neben den Informationen und der 
Vernetzung steht die Stärkung des Wider¬ 
standes gegen die Rechtspopulisten der 
AfD in Schleswig-Holstein im Mittelpunkt 
der Konferenz. Die Ergebnisse der Work¬ 
shops münden am Samstagabend in eine 
Resolution. 


Anmeldung und weitere Informationen 
gibt es in den nächsten Tagen auf der 
Facebookseite und der Internetseite der 
Kampagne „Aufstehen gegen Rassis¬ 


mus" Schleswig Holstein unter 
https://facebook.com/aufstehen.sh 
https://www.agr-sh.de 
ulf Stephan 












Seite 8 


antifa-rundbrief 




Bundeskongress ▼Termine 

▼Kontakt 


Für den 1. und 2. April 2017 wurde 
der 6. Bundeskongress der Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschist¬ 
innen und Antifaschisten (WN - 
BdA) nach Frankfurt a. M. (Haus 
Gallus) einberufen. 


Der Kongress wird unter dem Mot¬ 
to: „Deutsche Großmachtträume 
platzen lassen - Rechtsentwicklung 
stoppen - Menschenrechte vertei¬ 
digen!" stattfinden. 


Die Anmeldung am Kongressort ist 
für Samstag, den 1.04., von 08.00 
bis 9.30 und der Tages- und 
Konferenzabschluss für den 02.04. 
zwischen 12.45 -13.00 geplant. 


Die Delegierten und Ersatz¬ 
delegierten der Kreisvereinigungen 
müssen mit Namen und Wohnan¬ 
schrift bis zum 28. Februar 2017 
an den Geschäftsführenden 
Landesvorstand sh@wn-bda.de 
gemeldet werden. 

Pro angefangene 50 Mitglieder kön¬ 
nen 1 Delegierte(r) gewählt wer¬ 
den. 

Gäste sind auf dem Kongress will¬ 
kommen. 


24.1. und 28.1. 19 Uhr 

Aktiventreffen gegen Rassismus 
Gewerkschaftshaus Kiel 

25.1. 19.30 Uhr 

Stadtbücherei Wedel, Rosengarten 
Erinnere Dich an die Kraft, die wir uns 
gegenseitig gaben 
Frauen im Konzentrationslager 
Hamburg und Wedel 
22.2. 13 Uhr Verlegung von Stolperstei¬ 
nen in Wedel, Rudolf-Höckner-Str. 1 
+ Breiter Weg 103 

4.2. Stammtischkämpfer-Innenaus- 
bildung Kiel 

Anmeldung: stammtisch@aar-sh.de 

4.2. 10.30 Uhr Koordinationskreis ge¬ 
gen Rassismus Neumünster 

10./11.2. Aktionskonferenz 
gegen Rassismus Kiel 

3.3. 19.30 Uhr Batavia Wedel 
„Lieder gegen den rechten Aufmarsch" 
mit Kai Degenhardt 

3.3. 10-18 Uhr Ratschlag gegen 
Rechts, Gewerkschaftshaus Kiel 
(DGB, ver.di) 

10.-12.3. Nordkonferenz in Heideruh 
(siehe Seite 5) 

12.1. -5.2. Ausstellung „Nichts war 
vergeblich" Campelle, 
Hochschulcampus Flensburg 

6.1. -19.2. Ausstellung 
„Nichts war vergeblich" 

Nikolaikirche Flensburg 


Schleswig- 

T 


Holstein: 

Dr. Jürgen Brüggemann 
Kaltenweide 7/ 


25335 Elmshorn 
sh@vvn-bda.de 


Kiel 

▼ 


Christel Pieper 
Lindenstr.9 
24118 Kiel 


Flensburg 

T 


vvn-bda-Kiel@gmx.de 
Ludwig Hecker, 
Schulz-Delitzsch-Str.44 
24943 Flensburg 
vvn-bda-flensburg@versanet.de 
Neumünster Heiner Wadle 
W Looper Weg 25 

T 24536 Neumünster 


Pinneberg 

▼ 


Jens Wilke 

Friedrich-Eggers-Str 124 
22880 Wedel 


Wedel 

▼ 


Barmstedt 

▼ 

Rendsburg/ 

Eckernförde 

▼ 

Elmshorn 

▼ 

Itzehoe 

T 

Lauenburg/ 

Lübeck 

▼ 


Marlen Goischke 
Trischenstr. 5 
22880 Wedel 
m.qoischke@web.de 
Dr.Günther Thiel 
Meßhorn 38 
25355 Barmstedt 


Matthias Behring 
Hufeisenweg 24 
24354 Rieseby 
wgr-rieseby@t-online.de 
Wittigo Stubbe 
Stubbenhuk 14 
25335 Elmshorn 
Volker Blaschke 
Stormstr. 13 
25524 Itzehoe 
v.blaschke@web.de 


Lore Meimberg 
Dorfstr.16 
23898 Sierksfelde 
lobemeimberg@t-online.de 


Ostholstein 

T 


Rainer Buttkus 
Heischweg 17 
24321 Lütjenburg 


www.schleswig-holstein.vvn-bda.de 
Neofakommission Küste: 
www.kueste.vvn-bda.de 
V.i.S.d.P.: Marianne Wilke, Wedel ▼ 


▼ Die 


Bund der Antifaschisten e. V. ist die älteste und größte ▼ 
<land und steht für ein Leben ohne Krieg und Faschismus. 


Ich interessiere mich für die Arbeit der WN-BdA. 
Bitte schicken Sie mir Informationsmaterial. 


Ich unterstütze die Arbeit der VVN-BdA 

mit einer einmaligen/regelmäßigen Spende von. 


Name: 


Adresse 


Euro* 


Bitte schicken Sie mir eine Spendenbescheinigung. 


Ich möchte Mitglied der WN-BdA werden. 

WN-Bund der Antifaschisten e.V. - LV Schleswig-Holstein 
Bitte einsenden an: Lindenstr. 9,24118 Kiel 

Tel. H. Büchsei, 04351 - 6660805 



Fax. M. Wilke. Ö4103-18Q200 ' 
E-Mail. vvn-Daa-sn@t-online.de 


*Gemeinnütziges Spendenkonto: WN-Bund der Antifaschisten e.V. 
VR BankFlensburg-Schleswig e.G. 

DEll 2166 17191 


IBAN: 

BIC: 


2166: 
GENODEF1RSL 


1 0004 3329 70 






















